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Die Pandemie hat weltweit für eine Be-
schleunigung der Digitalisierung gesorgt. 
Besondere Auswirkungen zeigten sich in 
der Arbeitswelt. So ist etwa das überwie-
gende oder doch jedenfalls teilweise Mobile 
Arbeiten für viele Arbeitnehmer:innen All-
tag geworden. Auch nach der Pandemie 
geht diese Entwicklung mit hohem Tempo 
weiter und beschränkt sich dabei keines-
wegs auf Mobiles Arbeiten. Alternative 
 flexible Arbeitsmodelle sind stark nachge-
fragt. Nicht selten wird Fortschritt jedoch 
durch veraltete Gesetze verhindert oder er-
schwert. So ist der deutsche Gesetzgeber 
beispielsweise mit der Novellierung des 
Nachweisgesetzes und dem darin festgeleg-
ten Schriftformerfordernis für den Nach-
weis der wesentlichen Arbeitsbedingungen 
im Hinblick auf eine fortschreitende Digita-
lisierung einen Schritt zurück statt vor-
wärts gegangen. Diese Feststellung zieht 
sich durch viele Bereiche der Arbeitsrealität 
vieler Unternehmer:innen und Arbeit-
nehmer:innen in Deutschland. 

Spannungsfeld Telearbeit, Home 
 Office und Mobile Arbeit 
Die coronabedingten Einschränkungen in den 
letzten Jahren haben gerade auf Unterneh-
mensseite zu einer neuen Akzeptanz des Mo-
bilen Arbeitens geführt. Das Bestehen der 
Möglichkeit, auch außerhalb des Büros zu ar-
beiten, ist neue Normalität und wird von 
Arbeitnehmer:innen auch nach dem Ende der 
Pandemie eingefordert. Ein Großteil der 
Unternehmer:innen kommt diesem Wunsch 
der Belegschaft gerne nach, ist dabei aber 
rechtlichen Risiken und Unklarheiten ausge-
setzt. Welches Arbeitsmodell (Telearbeit, 
Home Office oder Mobiles Arbeiten) soll mit 
welchen rechtlichen Konsequenzen angebo-
ten werden? Alle Modelle ermöglichen das Ar-
beiten außerhalb des Betriebs. Unterschiede 
gibt es aber in der konkreten Ausgestaltung 
der Modelle und den damit einhergehenden 
Pflichten der Arbeitgeber:innen. Die 
Arbeitnehmer:innen können ihre Arbeitsleis-
tung dauerhaft oder teilweise an einem fest 
eingerichteten Bildschirmarbeitsplatz von zu 
Hause aus erbringen (Telearbeit oder Home 
Office) – dann sind aus Unternehmenssicht 

die Vorgaben der ArbStättVO und/oder des 
ArbSchG (insbesondere: Pflicht zur Gefähr-
dungsbeurteilung) zu beachten, die mangels 
zwingendem Zutrittsrecht zu den privaten 
Wohnungen der Arbeitnehmer:innen nicht 
immer ohne Weiteres umzusetzen sind. Die 
Arbeitsleistung kann aber auch ohne Festle-
gung eines Arbeitsorts von jedem denkbaren 
Ort aus (Mobile Arbeit) mit einer maximalen 
Flexibilität und Gestaltungsfreiheit auf Seiten 
der Arbeitnehmer:innen erbracht werden – 
gleichzeitig geht damit eine eingeschränktere 
Kontroll- und Einflussmöglichkeit für Arbeit-
geber:innen im Arbeitsalltag einher.

Neue Realität: Hybride Arbeit bei 
Wissensarbeiter:innen
Oftmals fällt die von Arbeitnehmer:innen prä-
ferierte und von Unternehmer:innen einge-
räumte Möglichkeit auf ein hybrides Modell in 
Form einer Kombination aus Anwesenheit im 
Büro und Mobilem Arbeiten/Home Office. Un-
sere Erfahrung zeigt, dass ein hybrides Mo-
dell den in der Praxis teilweise bestehenden 
Konflikt von entgegenstehenden Interessen 
von Arbeitnehmer:innen und Arbeitgeber:in-
nen bestmöglich löst: Die regelmäßige Anwe-
senheit der Arbeitnehmer:innen im Betrieb 
ermöglicht eine persönliche Mitarbeiterfüh-
rung und stärkt den kollegialen Zusammen-
halt und Teamgeist, während in den Zeiten 
der flexiblen Arbeit außerhalb des Betriebs 
häufig auch ein sehr effizientes Arbeiten 
möglich ist, gleichzeitig aber Wegezeiten ge-
spart und somit wertvolle Freizeit gewonnen 
wird. 

Auch viele Kanzleien gehen den Weg des 
hybriden Modells. Unter gleichzeitiger Siche-
rung des Servicelevels und der bestmöglichen 
Beratung der Mandant:innen schaffen flexib-
le Arbeits(zeit)modelle wichtige Freiräume, 
die eine Vereinbarkeit des anwaltlichen Be-
rufs mit Familie und sozialen Aktivitäten si-
cherstellen sollen und können. Die Akzeptanz 
solcher Modelle steigt nach unserer Wahrneh-
mung stetig, was auch daran liegt, dass eine 
ausgewogene Work-Life-Balance nicht nur in 
der Gesellschaft einen immer höheren Stel-
lenwert einnimmt, sondern auch ein Abwan-
dern von dringend benötigten und stark 
nachgefragten Fachkräften verhindert.
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Digitale Nomaden: Arbeiten unter 
Palmen
Durch die neuen technischen Möglichkeiten 
muss sich Mobile Arbeit längst nicht mehr 
aufs Inland beschränken – arbeiten ohne 
Qualitätsverlust ist (prinzipiell) weltweit und 
jederzeit möglich. Immer häufiger erleben wir 
in der Beratungspraxis die Situation, dass 
Arbeitnehmer:innen für eine gewisse Zeit, 
teilweise auch dauerhaft, ihre Arbeit mobil  
im Ausland erbringen wollen. Hiermit geht 
derzeit noch ein nicht unerheblicher adminis-
trativer Aufwand einher, denn aus Unterneh-
menssicht müssen sowohl arbeits-, sozial-
versicherungs- und steuerrechtliche 
Vorschriften als auch datenschutzrechtliche 
Vorgaben beachtet werden.

Symbolpolitik statt echter 
 Modernisierung
Leider hat es der Gesetzgeber bislang ver-
säumt, die mit der Mobilen Arbeit einherge-
henden Rechtsprobleme in einer umfassen-
den Gesetzesreform zu regeln. Bisher bleibt 
es bei einzelnen, nicht aufeinander abge-
stimmten Regeln. 

Mit dem Betriebsrätemodernisierungsge-
setz wurde z.B. in § 87 Nr. 14 BetrVG ein neuer 
Mitbestimmungstatbestand für die „Gestal-
tung der mobilen Arbeit“ geschaffen. Der kol-
lektive Tatbestand umfasst alle Arbeiten, die 
unter dem Einsatz von Informations- und 
Kommunikationstechnologie durch Arbeit-
nehmer:innen außerhalb der eigentlichen 
Betriebsstätte erbracht werden. Es obliegt 
richtigerweise weiterhin der Entscheidungs-
freiheit von Unternehmer:innen, ob Mobile 
Arbeit eingeführt wird. Dies kann vom Betriebs-
rat nicht erzwungen werden. Die Schaffung 
des neuen Mitbestimmungstatbestands führt 
letztlich zu wenig Veränderung, denn ent-
scheidende Regelungsaspekte bezüglich Mo-
bilen Arbeitens unterfielen bereits zuvor den 
anderen Tatbeständen des § 87 BetrVG und 
waren und sind weiterhin mitbestimmungs-
pflichtig. 

Auch die Regelungen des Arbeitszeitgeset-
zes sind im Hinblick auf die fortschreitende 
Digitalisierung und die damit einhergehen-
den Veränderungen der Arbeitswelt nicht 
mehr zeitgemäß. Exemplarisch ist die Ruhe-
zeitregelung nach § 5 Abs. 1 ArbZG zu nen-
nen. Nach dieser haben Arbeitnehmer:innen 
nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit ei-
ne Ruhezeit von mindestens 11 ununterbro-
chenen Stunden einzuhalten. Bereits eine 
kurze Arbeitsaufnahme, z.B. in Form eines Te-
lefonats oder der Beantwortung von E-Mails, 

kann die Ruhezeit unterbrechen. Es ist nicht 
nur aus Unternehmenssicht im Hinblick auf 
die betrieblichen Abläufe problematisch, dass 
Arbeitnehmer:innen, die am späteren Abend 
noch für wenige Minuten E-Mails beantwor-
ten, erst im Laufe des darauf folgenden Vor-
mittags ihre Arbeit aufnehmen dürfen. Es 
entspricht auch nicht (mehr) der Lebensreali-
tät vieler Arbeitnehmer:innen, die ihre Tätig-
keit am späten Nachmittag teilweise vorerst 
beenden, um mit der Familie zu Abend zu es-
sen oder einen Sportkurs zu besuchen, und 
im Anschluss ihre Arbeit fortsetzen. 

Weitere Bürokratie durch 
 Arbeitszeiterfassung
Anstatt gesetzliche Regelungen zu moderni-
sieren und eine digitale Arbeitsweise zu 
 vereinfachen, schaffen Gesetzgeber und 
Rechtsprechung sogar weitere bürokratische 
Hürden. Mit Beschluss vom 13.09.22 (Az. 1 
ABR 22/21) hat das BAG eine nationale 
 Verpflichtung zur Erfassung der Arbeitszeit 
festgestellt und damit einen Handlungsbe-
darf zur Einführung eines Arbeitszeiterfas-
sungssystems für alle Unternehmer:innen in 
Deutschland geschaffen. Im Laufe des Früh-
jahres diesen Jahres wurden auf Gesetz-
geberseite erste Vorschläge für das „Wie“ der 
Arbeitszeiterfassung entwickelt (u.a. delega-
tionsfähige tägliche elektronische Aufzeich-
nungspflicht, Art der Aufzeichnung – z.B. 
auch per App – bleibt den Unternehmer:innen 
überlassen). Wie Gesetzgeber und Behörden, 
aber auch Unternehmer:innen die neuen Vor-
gaben im Bereich der Arbeitszeiterfassung in 
der Praxis umsetzen, bleibt abzuwarten. Ei-
nen höheren Bürokratieaufwand, verbunden 
mit Kosten für die technische Einführung ei-
ner elektronischen Arbeitserfassung sowie 
deren Betreibung und Wartung, bedeuten die 
neuen Regelungen zur Arbeitszeiterfassung 
aber allemal. 

Veränderung der juristischen 
 Arbeitswelt durch künstliche 
 Intelligenz 
Während der Gesetzgeber mit gemächlichem 
Tempo auf die Veränderungen der Arbeitswelt 
reagiert, schreitet gerade die Entwicklung 
von künstlicher Intelligenz in großen Schrit-
ten voran. Seit dem Launch von u.a. „Chat 
GPT“ ist künstliche Intelligenz in aller Munde. 
Es besteht aber schon seit längerem die Dis-
kussion, inwieweit Legal-Tech oder KI die Ar-
beit von Anwält:innen ersetzen kann. Unserer 
Auffassung nach kann eine Plattform wie „Le-
gal OS“ durch automatische und intelligente 

Dokumentenerstellung die juristische Arbeit 
erleichtern und sollte – auch aus Kostengrün-
den – nach Erlangung von Marktreife in An-
spruch genommen werden. Dies schafft Frei-
räume zur Bearbeitung umfangreicher und 
hochkomplexer Fragestellungen und Projek-
te. Weder „Legal OS“ noch „Chat GPT“ werden 
nach unserem Dafürhalten Anwält:innen in 
absehbarer Zeit ersetzen können. Für die Ab-
wicklung etwa von Restrukturierungsprojek-
ten, aber auch für die Verhandlung und Aus-
gestaltung von Betriebsvereinbarungen oder 
sonstigen höchst individuellen Vereinbarun-
gen ist der anwaltliche Berufsstand – jeden-
falls noch – unersetzbar.   ◾
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KERNAUSSAGEN

	▪ 	Die fortschreitende Digitalisierung hat 
zu einer neuen Akzeptanz des Mobilen 
Arbeitens geführt. Unternehmer:in-
nen müssen bei der Umsetzung flexib-
ler Arbeitsgestaltung verschiedene 
rechtliche Anforderungen beachten.  

	▪ 	Die Wahl eines hybriden Modells (Mo-
bile Arbeit plus Betriebsanwesenheit) 
führt in der Praxis zu einer hohen Ak-
zeptanz. 

	▪ 	Die mit Mobiler Arbeit einhergehen-
den Rechtsprobleme sind bislang nicht 
gesetzgeberisch gelöst, obwohl sie 
der Lebensrealität nicht mehr entspre-
chen.  

	▪ 	Auch juristisches Arbeiten unterliegt 
der Digitalisierung. Während künstli-
che Intelligenzen künftig vielleicht 
einfache juristische Tätigkeiten 
rechtssicher übernehmen können, 
wird die anwaltliche Beratung bei 
 umfangreichen und hochkomplexen 
Projekten und Anfragen jedenfalls in 
absehbarer Zeit nicht ersetzt werden 
können.




